
6.Mai 2003

ANTRAG

der Abgeordneten Nowohradsky, Cerwenka, DI Eigner, Dwo

Dr. Nasko, Mag. Heuras, Grandl, Rinke und Weiderbauer

betreffend Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes

Aus dem geltenden Wortlaut des § 72 Abs. 2 ergibt sich, da

Kollegiums des Gewerblichen Berufsschulrates nur durch ein

jeweilige Mitglied bestellte) Ersatzmitglied vertreten werden

vorliegende Änderung soll die Vertretung vereinfacht werde

durch ein bestimmtes ihm zugeordnetes Ersatzmitglied sond

Ersatzmitglied vertreten werden kann, das von der Organisa

auch das Mitglied bestellt hat. Der Verweis auf die bestehen

Organisationsvorschriften bei der Vertretung der Landessch

Berufschulen, der Berufschulinspektoren und des Amtsleiter

Berufsschulrates wurde in Anlehnung an § 4 Abs. 6 DPL 197

Die Höhe des Sitzungsgeldes ist von der Landesregierung d

festzusetzen und hat dem jeweiligen Zeit- und Arbeitsaufwa

Damit wird ein zeitgemäß(er)es Modell der Entschädigung d

Erfüllung der diesem Kollegialorgan obliegenden Aufgaben (

Gleichzeitig wird die bisher bestehende Pauschalentschädigu

durch dieses Modell ersetzt. Damit wird es in Zukunft mögli

Entschädigung in Form des Sitzungsgeldes an die jeweils be

Aufgabenerfüllung anzupassen und somit für eine sachlich g

den konkreten Aufgaben angepasste Entschädigung zu erzie
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Die Gefertigten stellen daher den

A n t r a g:

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„1. Der dem Antrag der Abgeordneten Nowohradsky, Cerwenka u.a. beiliegende
Gesetzentwurf betreffend Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes wird genehmigt.

 2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses
Gesetzesbeschlusses Erforderliche zu veranlassen.

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem SCHULAUSSCHUSS zur
Vorberatung zuzuweisen.
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